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KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1986
WERNER SEITZ

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.01.2013
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Ende 1986 lief fur die Kantone die Frist ab, innert welcher sie dem Bund ihre Richtplane
fir eine zweckmassige Nutzung des Bodens hatten abliefern sollen. Nachdem schon die
vom Bundesgesetz Uber die Raumplanung (RPG) eingerdumten funf Jahre fur die
Richtplanerstellung nur von drei Kantonen (GR, SO, ZH) eingehalten worden waren,
konnten in der zweijahrigen Verlangerung einzig die Plane von Baselstadt, Nidwalden,
Schwyz, Thurgau und Uri genehmigt werden. Der Bundesrat zeigte sich jedoch
nachsichtig gegenlber den sdumigen Kantonen ; eine weitere formelle Fristerstreckung
durfte aber aus rechtlichen und politischen Griinden kaum mehr gewahrt werden. Um
das ackerfahige Kulturland, die sogenannten Fruchtfolgeflachen, planerisch zu sichern,
revidierte der Bundesrat die Verordnung zum RPG. Entgegen der urspringlichen
Absicht verzichtete er - dem Vernehmlassungsverfahren Rechnung tragend - auf eine
einheitliche Regelung der Ausnahmebewilligung fur Bauten ausserhalb der Bauzone; die
Verordnung beschrankt sich somit zur Hauptsache auf die Sicherung der
Fruchtfolgeflachen. Bis spatestens Ende 1987 mussen die Kantone im Rahmen ihrer
Richtplanung das ackerféahige Kulturland nach einheitlichen Kriterien detailliert
ermitteln, wobei die urspringlich vorgesehene Flache von 450'000 ha nur noch als
Richtwert dient. Sodann werden die entsprechenden Bundesémter auf dem
Verhandlungsweg mit den Kantonen die Grundlagen bereinigen, worauf der Bundesrat
in einem fuar jeden Kanton verbindlichen Sachplan den Mindestumfang der
Fruchtfolgeflachen und deren definitive Aufteilung auf die Kantone beschliessen wird.
Eine vom Nationalrat 1985 flir erheblich erklarte Motion Loretan (fdp, AG) strebt neben
dem verstarkten Schutz des Kulturlandes die Gewahrleistung der effektiven
Uberbaubarkeit von Bauzonen an; die kleine Kammer lehnte jedoch eine entsprechende
Revision des RPG ab und Uberwies den Vorstoss nur als Postulat. '

Zwei Monate vor Abstimmungstermin eréffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates horte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstitzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushélterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wiirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesréatin eingehend: Ein 20-jahriges Moratorium far
Bauzonen wirde jegliche Entwicklung behindern und dartber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushélterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbanden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der nachsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die EinfGhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wdirden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Dartber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Héhe schnellen lassen wurden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefihrend ab: Man habe die
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Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verkindete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken koénnten. Dartber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
noétigen Ruckzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustandige Bundesratin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Bilndnerland.
Angeflihrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflirchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wurden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefdhrden (vgl. dazu auch Teil I, Te (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Scharfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Rickzonungspflicht wirde aufgrund unpraziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fuhren. DarUber hinaus sei die
Ruckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekampfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum fUr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren dusserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesrétin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkraftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtldnder Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbdnde wie der Hauseigentimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Griunen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Présidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
Zur Befurwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstitzten dariber hinaus die FDP
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DATUM: 28.01.2022
ELIA HEER

Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
blrgerliches Komitee zur Unterstltzung der Revision mit National- und Standeraten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zurtickgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjahriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fir die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wirde. Die Intensitat der Kampagne ausserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach tber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Méarz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflurworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
ahnlich prasent. ?

Kurz vor Ablauf der fiinfjdhrigen Frist zur Uberarbeitung der kantonalen Richtpline
genehmigte der Bundesrat im Februar und April 2019 auch die Richtplane der Kantone
Neuenburg, Graubiinden und Schaffhausen. Alle drei Kantone werden geméss ihren
Berechnungen die bestehenden Bauzonen in den néachsten 15 Jahren nicht vollstandig
auslasten. Dabei gingen die Kantone Neuenburg (Auslastung 99.4%) und Schaffhausen
(99.8%) von einem mittleren Bevdlkerungsszenario aus; der Kanton Graublnden (99.2%)
wéhlte das hohe Bevdlkerungsszenario des BFS. Ergo mussten alle drei Kantone in ihren
Richtplanen die Gemeinden beauftragen, ihre Bauzonen zu Uberprifen und
Uberdimensionierte Bauzonen gegebenenfalls zurlickzuzonen. ®

Die UREK-SR nahm in ihrer Sitzung Ende Januar 2022 die Resultate der
Vernehmlassung ihrer Vorlage zur zweiten Etappe der Revision des RPG entgegen. Die
Kommission hielt fest, dass eine Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
Stossrichtung der Vorlage beflrwortete. 13 Kantone, die Parteien Mitte, FDP, SVP und
GPS sowie zahlreiche Organisationen und Verbande gaben an, die grossen Ziele der
Vorlage zu unterstiitzen. Drei Kantone (GR, JU, VD) wie auch die SP und die GLP lehnten
die Vorlage ab, weil sie der Meinung waren, sie erfille die gesetzten Ziele nicht.

Gemass der Kommission zeigten sich viele Vernehmlassungsteilnehmende erfreut
daruber, dass ein indirekter Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative in die Vorlage
integriert werden soll. Der Tréagerverein der Landschaftsinitiative zeigte sich jedoch
enttduscht darilber, dass wichtige Anliegen der Initiative nicht angegangen wirden.
Auch die SP und die GLP sowie diverse Schutzorganisationen erachteten den Entwurf
nicht als valablen indirekten Gegenvorschlag. Die Grunen hingegen sahen in dem im
Entwurf  enthaltenen  Stabilisierungsziel eine  glaubwdirdige  Antwort  zur
Landschaftsinitiative. Man werde nun die einzelnen Verbesserungsvorschlage sorgfaltig
priifen und den Revisionsentwurf allenfalls anpassen, erklarte die Kommission. *
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